
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Zusammenarbeit mit der Verwaltung: 

Stadtplanung und Kommunalberatung 
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Telefon 05242/5509-0, Fax 05242/5509-29 

 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Bad Rothenfelde: 

 

 

 

 

 

BEBAUUNGSPLAN NR. 65 

„NACHNUTZUNG SALINEN-SAUNA-PARK“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 

 

A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sowie der Nachbarkommunen gemäß § 13a i. V. m. § 4(1) 

und § 2(2) BauGB  

B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 3(1) BauGB 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bad Rothenfelde, 04.04.2018 
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Zu A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sowie der Nachbarkommunen gemäß § 13a i. V. m. 

§ 4(1) und § 2(2) BauGB 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß der §§ 4(1), 2(2) BauGB ist mit Schreiben vom 10.04.2017 und 

Bitte um Stellungnahme bis zum 19.05.2017 erfolgt. 

 

 

Stellungnahmen von TÖB mit Hinweisen/Anregungen: 

Nr. TÖB § 2(2) / 

§ 4(1) 

1a 

1b 

1c 

Landkreis Osnabrück 18.05.2017 

22.05.2017 

22.05.2017 

2 Landesamt für Geoinformation und Landesvermes-

sung Niedersachsen 

21.04.2017 

3 Industrie- und Handelskammer Osnabrück 17.05.2017 

4 Unterhaltungsverband Nr. 96 „Hase-Bever“ 18.04.2017 

5 EWE Netz GmbH 20.04.2017 

6 Vodafone Kabel Deutschland GmbH 19.05.2017 

7 Freiwillige Feuerwehr Bad Rothenfelde 22.05.2017 

8 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz 11.05.2017 

 

 

Stellungnahmen von TÖB ohne Hinweise/Anregungen: 

TÖB § 2(2) / 

§ 4(1) 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück 18.05.2017 

Handwerkskammer Osnabrück – Emsland – Grafschaft 

Bentheim 

25.04.2017 

Landwirtschaftskammer Niedersachsen 04.05.2017 

Westnetz GmbH 16.05.2017 

Gemeinde Bad Laer 13.04.2017 

Stadt Dissen aTW 02.05.2017 

Gemeinde Hilter 18.04.2017 

Stadt Versmold 26.04.2017 

Beteiligte TÖB ohne Abgabe von Stellungnahmen: 

TÖB 

 

Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Amt für regionale Landesentwicklung 

Nieders. Landesbetrieb f. Wasserwirtschaft, Küsten- u. Naturschutz 

Verkehrswacht Ortsverband Bad Rothenfelde / Dissen 

Polizeiinspektion Osnabrück 

Tourismusverband Osnabrücker Land e.V. 

Deutsche Telekom Technik GmbH 

Osnatel GmbH, Osnabrück 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich Gas 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich Strom 

Wasserbeschaffungsverband Osnabrück-Süd 

Agentur für Arbeit Osnabrück 

BUND e.V. / Kreisgruppe Osnabrück 
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A.1a Landkreis Osnabrück (18.05.2017) 

 

 

 
…………….

Zu A.1a Landkreis Osnabrück (18.05.2017) 

 

Bauleitplanung 

Mit der Planung rückt die Wohnbebauung nicht näher an den Gewerbe-

standort auf der gegenüberliegenden Straßenseite heran, als bereits be-

stehende Wohnnutzungen. Eine zusammenfassende Betrachtung dazu ist 

in das eingeholte Schallgutachten eingeflossen. Die Anregung dazu wird 

insofern berücksichtigt. Der Hinweis zum Schallgutachten in Bezug auf 

den Verkehrslärm wird zur Kenntnis genommen. Das komplette Gutach-

ten liegt mit Stand vom November 2017 inzwischen vor, die Ergebnisse 

werden durch Festsetzung passiver Schallschutzmaßnahmen und Erläu-

terungen in der Begründung in die Unterlagen des Bebauungsplans ein-

gearbeitet. 

 

Für die Entwurfsbearbeitung wurde inzwischen eine Höhenkartierung 

eingeholt. Die Bestimmung der Höhen baulicher Anlagen erfolgt auf 

Grundlage der aufgenommenen Höhenpunkte. Die rechtlichen Anforde-

rungen aus der neueren Rechtsprechung zu dem Thema werden damit 

erfüllt. 

 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass es im Rahmen der frühzeitigen 

Beteiligung auf Grundlage des Vorentwurfs ausdrücklich um die all-

gemeinen Ziele und Zwecke der Planung geht. Eine abschließende Kon-

kretisierung aller Festsetzungen ist zu dem Verfahrensschritt noch nicht 

erforderlich. Eine Unwirksamkeit der Planung aufgrund der zu diesem 

Verfahrensschritt noch nicht abschließend konkretisierten Höhenfestset-

zung droht somit ausdrücklich nicht. 

 

Die Berichtigung des Flächennutzungsplans erfolgt nach 

Satzungsbeschluss. 

 

Die gewählte Gesetzes-Zitierweise mit dem Absatz in Klammern ist ne-

ben den aufgeführten Schreibweisen ebenfalls gebräuchlich. Sie wird in 

Plankarte und Begründung einheitlich eingesetzt und beibehalten. 

 

Der Anregung zur Bezugnahme auf die richtige Ziffer der textlichen Fest-

setzung zur vom Bauordnungsrecht abweichenden Tiefe der Abstands-

fläche wird im Sinne der guten Lesbarkeit des Bebauungsplans gefolgt. 
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Denkmalschutz 

In Plankarte und Begründung sind jeweils Hinweise auf die Belange des 

Denkmalschutzes, insbesondere auf die gesetzliche Melde- und Siche-

rungspflicht, enthalten. Weitere Maßnahmen sind in der Bauleitplanung 

dazu nicht erforderlich. 

 

 

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht des landwirtschaftlichen 

Immissionsschutzes keine Bedenken bestehen. 

 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregung zu einer gutachterlichen Bewertung der Schallsituation in 

Bezug auf Gewerbelärm wird wie oben dargelegt gefolgt. Dabei wird be-

rücksichtigt, dass das Wohnen mit der Planung nicht näher an benach-

barte Gewerbenutzungen heranrückt. Der Hinweis zum Schallgutachten 

in Bezug auf den Verkehrslärm wird zur Kenntnis genommen. Die Bezug-

nahme auf die Ziffer der textlichen Festsetzung zur vom Bauordnungs-

recht abweichenden Tiefe der Abstandsfläche wird korrigiert. Die ge-

wählte Gesetzeszitierweise wird beibehalten. 

 

Die Berichtigung des Flächennutzungsplans erfolgt nach 

Satzungsbeschluss. 

 

Weitere Maßnahmen sind im Rahmen der Bauleitplanung zu der Stellung-

nahme nicht erforderlich, sie wird im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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A.1b Landkreis Osnabrück (22.05.2017) 

 

 

 

Zu A.1b Landkreis Osnabrück (22.05.2017) 

 

Untere Wasserbehörde 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass mit Blick auf die voraussichtlich 

2018 erfolgende Erweiterung der gemeindlichen Kläranlage keine Beden-

ken gegen die Planung bestehen. 

 

Der auf den Trinkwasserschutz bezogenen Anregung zur umfassenden 

Bearbeitung des Teilschutzguts Grundwasserschutz in den Planunter-

lagen wird gefolgt. Es wird darauf hingewiesen, dass die Planaufstellung 

im Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt wird, ein gesonderter 

Umweltbericht wird daher nicht erstellt. Bereits der Vorentwurf des 

Bebauungsplans enthält die nachrichtliche Übernahme der Lage des 

Bebauungsplans im Heilquellen- sowie im Trinkwasserschutzgebiet. Es 

wird zur Kenntnis genommen, dass aus fachlicher Sicht zum Trink-

wasserschutz zunächst keine Bedenken bestehen. Die nach Beratungen 

mit der unteren Wasserbehörde ausgearbeitete Entwässerungsplanung 

und Wasserwirtschaftliche Voruntersuchung wird in die Festsetzungen 

des Bebauungsplans eingearbeitet.  

 

Demnach wird in der privaten Grünfläche im Südosten des Plangebiets 

entlang des Niedersachsenrings ein Regenwasserrückhaltebecken als 

offenes Erdbecken vorgesehen. Dafür wird eine Fläche für Versor-

gungsanlagen festgesetzt. Durch das Becken wird das anfallende Nieder-

schlagswasser auf den natürlichen Abfluss gedrosselt und über eine 

Rohrleitung in das Gewässer III. Ordnung „Grenzgraben“ eingeleitet.  

 

Die zum Gewässerschutz geforderten Nachweise sind auf Ebene des 

Bebauungsplans damit erbracht. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen werden wie oben dargelegt berücksichtigt. Im Übrigen 

wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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A.1c Landkreis Osnabrück (22.05.2017) 

 

 

 

Zu A.1c Landkreis Osnabrück (22.05.2017) 

 

Untere Naturschutz- und Waldbehörde 

Eine Relevanzprüfung zur potenziellen artenschutzrechtlichen Betrof-

fenheit wurde zur Entwurfsbearbeitung eingeholt. Die Untersuchung hat 

für Fledermäuse und Vögel der streng geschützten Arten keine Betrof-

fenheit artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände ergeben. Eine erheb-

liche Beeinträchtigung örtlicher Populationen durch Störung, Verlust von 

Fortpflanzungs- oder Ruhestätten oder durch Verletzung oder Tötung von 

Individuen kann demnach ausgeschlossen werden. Die ökologische Funk-

tion potentiell betroffener Fortpflanzungs- und Ruhestätten bleibt unter 

Einbeziehung des räumlichen Zusammenhangs erhalten.  

 

Von dem im Fachbeitrag empfohlenen Erhalt der Buche oder den 

ergänzend empfohlenen Maßnahmen wird seitens der Gemeinde 

demzufolge abgesehen. Ziel der Planung ist eine städtebaulich geordnete 

Nachverdichtung und Nachnutzung im zusammenhängend bebauten 

Siedlungsbereich. Die Gemeinde hält in diesem Fall die Priorisierung einer 

bestandsorientierten, kleinteiligen und maßvollen Innenentwicklung für 

sinnvoll und angemessen. 

 

Die Artenschutzprüfung kann nach Bewertung des Gutachters mit der 

Stufe 1, allgemeine Vorprüfung der Verbotstatbestände abgeschlossen 

werden. Die Planung wird somit unter artenschutzrechtlichen Aspekten 

als vollziehbar beurteilt. Die Beachtung der artschutzrechtlichen 

Vorgehensweise obliegt dem Vorhabenträger in eigener Verantwortung. 

 

Die Ergebnisse der Relevanzprüfung werden in die Planunterlagen 

eingearbeitet.  

 

Die weiteren Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

 

Beschlussvorschlag 

Die Anregungen werden wie oben dargelegt berücksichtigt. Im Übrigen 

wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 



77  

 

A.2 Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nieder-

sachsen (21.04.2017) 

 

 

Zu A.2 Zum Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung 

Niedersachsen (21.04.2017) 

 

Die Plangrundlage einschließlich des vorbereiteten Verfahrensvermerks 

des Vermessungsingenieurs liegt inzwischen vor und wird dem Entwurf 

des Bebauungsplans vor Durchführung der öffentlichen Auslegung und 

Behördenbeteiligung zu Grunde gelegt. Der Übereinstimmungsvermerk 

des Vermessungsingenieurs wird im Zuge des Aufstellungsverfahrens 

eingeholt. Die Stellungnahme wird insoweit berücksichtigt. Die Vor-

gehensweise dient der Planklarheit. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Den Anregungen wird wie oben dargelegt gefolgt, der Übereinstim-

mungsvermerk des Vermessungsingenieurs wird im Zuge des Aufstel-

lungsverfahrens eingeholt. Die Stellungnahme wird insoweit berücksich-

tigt und im Übrigen zur Kenntnis genommen. 
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A.3 IHK Osnabrück (17.05.2017) 

 

 

Zu A.2 IHK Osnabrück (17.05.2017) 

 

Mit der Planung rückt die Wohnbebauung nicht näher an den Gewerbe-

standort auf der gegenüberliegenden Straßenseite heran. Eine zusam-

menfassende Betrachtung dazu ist in das eingeholte Schallgutachten 

eingeflossen. Die Anregung dazu wird insofern berücksichtigt 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird wie oben dargelegt berücksichtigt. Im Übrigen 

wird sie zur Kenntnis genommen. 
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A.4 Unterhaltungsverband Nr. 96 „Hase-Bever“ (18.04.2017) 

 

 

Zu A.2 Unterhaltungsverband Nr. 96 „Hase-Bever“ (18.04.2017) 

 

Zur Entwurfsbearbeitung ist nach Beratungen mit der unteren Wasser-

behörde eine Entwässerungsplanung und Wasserwirtschaftliche Vor-

untersuchung erstellt worden. Die Ergebnisse werden in die Unterlagen 

des Bebauungsplans eingearbeitet.  

 

Demnach wird in der privaten Grünfläche im Südosten des Plangebiets 

entlang des Niedersachsenrings ein Regenwasserrückhaltebecken als 

offenes Erdbecken vorgesehen. Dafür wird eine Fläche für Ver-

sorgungsanlagen festgesetzt. Durch das Becken wird das anfallende 

Niederschlagswasser auf den natürlichen Abfluss gedrosselt und über 

eine Rohrleitung in das Gewässer III. Ordnung „Grenzgraben“ eingeleitet.  

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird wie oben dargelegt berücksichtigt. Im Übrigen 

wird sie zur Kenntnis genommen. 
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A.5 EWE Netz GmbH (20.04.2017) 

 

 

Zu A.5 EWE Netz GmbH (20.04.2017) 

 

Nach den Daten der EWE Netz verläuft eine Telekommunikationsleitung 

in einem kurzen Abschnitt innerhalb der festgesetzten privaten Grün-

fläche am Niedersachsenring. Zur Sicherung der Leitung wird dort eine 

5 m breite entsprechende Fläche für Unterhaltungs- und Betretungsrech-

te festgesetzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird wie oben dargelegt berücksichtigt. Im Übrigen 

wird sie zur Kenntnis genommen. 
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A.6 Vodafone Kabel Deutschland GmbH (19.05.2017) 

 

 

Zu A.6 Vodafone Kabel Deutschland GmbH (19.05.2017) 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Bei der Planung han-

delt es sich um eine kleinteilige Neuordnung auf einem bereits bebauten 

Grundstück im Siedlungszusammenhang, nicht um ein Neubaugebiet. Die 

Frage, inwieweit eine Versorgung durch die Vodafone Kabel Deutschland 

GmbH bereits besteht oder künftig möglich sein könnte, ist unabhängig 

von dieser Bebauungsplanänderung zu beantworten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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A.7 Freiwillige Feuerwehr Bad Rothenfelde (22.05.2017) 

 

 

Zu A.7 Freiwillige Feuerwehr Bad Rothenfelde (22.05.2017) 

 

Die Stellungnahme ohne Bedenken wird zur Kenntnis genommen. 

 

Der geplante Fuß-Radweg ist bis hin zum südlichen Baufeld 4,5 m breit 

und kann somit als Rettungsweg genutzt werden. Im weiteren Verlauf im 

Anschluss an die Straße Am Hurrelhof ist eine Breite von 3 m vorgese-

hen. Die Gemeinde geht davon aus, dass diese Breite ausreicht, um den 

Weg im Bedarfsfall in einer Richtung mit Rettungsfahrzeugen zu befah-

ren. Die Bemaßung wird in der Planzeichnung ergänzt. Die Art des Aus-

baus wird parallel zum weiteren Aufstellungsverfahren abgestimmt. Die 

Stellungnahme wird insoweit berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die Stellungnahme wird wie oben dargelegt berücksichtigt. Im Übrigen 

wird sie zur Kenntnis genommen. 
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A.8 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (11.05.2017) 
 

 
 

 

Zu A.8 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (11.05.2017) 

 

Die Hinweise für die Bauausführung (Wohnhäuser und Tiefgarage) und 

die Bepflanzung aus Sicht des Klimaschutzes werden in die Begründung 

aufgenommen. Die Vorgehensweise dient der umfassenden Information. 

 

Auch wird die Stellungnahme zusammen mit dem Angebot einer Ener-

gieberatung an den Vorhabenträger weitergeleitet, um eine Umsetzung 

der vorgeschlagenen Maßnahmen weiter zu unterstützen. 
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Beschlussvorschlag 

Die Hinweise für die Bauausführung (Wohnhäuser und Tiefgarage) und 

die Bepflanzung aus Sicht des Klimaschutzes werden zur umfassenden 

Information in die Begründung aufgenommen. 

 

Auch wird die Stellungnahme zusammen mit dem Angebot einer Energie-

beratung an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
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Zu B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 13a i. V. m. § 3(1) BauGB 

 

Die Planung wurde im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung am 

09.05.2017 mit einer anwesenden Bürgerin erörtert. In der 

Veranstaltung wurden Anregungen und Hinweise vorgebracht. Daran 

anschließend fand eine zweiwöchige öffentliche Bereitstellung des 

Vorentwurfs zu jedermanns Einsicht- und Stellungnahme in der 

Bauabteilung der Gemeindeverwaltung statt. 

 

Im Rahmen der gemäß § 3(1) BauGB durchgeführten Beteiligung der 

Öffentlichkeit sind über die protokollierten Inhalte der öffentlichen Veran-

staltung am 09.05.2017 hinaus keine Stellungnahmen schriftlich oder 

zur Niederschrift vorgebracht worden.  
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Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (09.05.2017) 

 
Zur Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

(09.05.2017) 

 

Die in der öffentlichen Veranstaltung besprochenen Inhalte werden an-

hand des nebenstehenden Protokolls zur Kenntnis genommen. 

 

Das angesprochene Thema des Ausbaus der engen, spitzwinkligen Eck-

situation Am Mühlenbach/Heidländer Weg ist für die mit der Planung ge-

ordnete Nach-/Weiternutzung der Flächen des ehemaligen Salinen-Sauna-

Parks und angrenzender Flächen nicht relevant. Inwieweit sich hier ver-

kehrsregelnde/verkehrslenkende Maßnahmen anbieten, kann außerhalb 

der vorliegenden Bauleitplanung näher betrachtet werden. Es wird dazu 

zur Kenntnis genommen. 
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Beschlussvorschlag 

Die Anregung zur Prüfung verkehrsregelnder/verkehrslenkender Maß-

nahmen an der engen, spitzwinkligen Ecksituation Am Mühlenbach/Heid-

länder Weg wird zur Betrachtung außerhalb der vorliegenden Bauleit-

planung zur Kenntnis genommen. 

 

Auch im Übrigen wird das Protokoll der öffentlichen Veranstaltung zur 

Kenntnis genommen. 


